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Klägers und Revisionsklägers;

g e g e n
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Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 2„ Senat des Bundessozialgerichts auf die münd-

liche Verhandlung vom 29° November 1963, an der mitge—

wirkt haben

Senatspräsident B r a c k m a n n

als Vorsitzender,

Bundesrichter D e m i a n i
V

und

Bundesrichter Dr° B a r e s e 1

als weitere Berufsrichter,

IBundessozialrichter_ Dr—°L e d e r e r und
Bundessozialrichter Dr(} Dr„ H e l m s

als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz

vom 13° Januar 1961 wird mit den ihm zugrunde liegenden

Feststellungen aufgehoben° Die Sache wird zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das Landeesozialgericht

zurückverwiesen°

Von Rechts wegen°
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Der 1930 geborene Kläger wohnte im Jahre 1954 zur Miete im

Hause des Landwirts B&rré%‘i■ Trier, wo auch noch mehrere

andere Mieter, darunter der damals 56 Jahre alte Flücht—

ling W?äääfuntergebracht waren. Am Abend des 160 Oktober

‘1954 eilten der Kläger und einige andere Hausbewohner auf

Hilferufe des We#t?zaus ihren Wohnungen. Draußen vor dem_

Haus erklärte ihnen W???*■ er sei von Bässr■a der sich in—

zwischen in einen Schuppen begeben hatte, geschlagen worden„

Währenddessen warf ä?#F% Kiesgabeln, Besen und andere

Gegenstände nach den vor dem Schuppen stehenden Personen„_

Durch einen dieser Würfe wurde der Kläger am linken Auge

verletzt, das infolge der Verletzung erblindeteo Der Klä—

ger nahm Bä%sst7auf Schadenersatz in Anspruch° Seinen An—

'sprüchen gaben das Landgericht (LG) Trier mit den Urteilen

vom 12° Juni 1956 und 280 Mai 1957 sowie das Oberlandesge-

richt Koblenz mit den Urteilen vom 27° Februar 1957 und

_17° Dezember 1958 statt„

Von diesem Unfall erfuhr der Beklagte erstmals am 3° Dezem—

ber 1958 durch ein Schreiben des Sczialministcriums Rhein—
land—Pfalz, worin eine Eingabe des Klägers an den BMA vom
29° Oktober 1958 wörtlich wiedergegeben wurde° Der Beklagé

te lehnte den Entschädigungsanspruch des Klägers durch Bo-

'scheid vom 24° April 1959 ab mit der Begründung, ein nach

5 537 Nr° 5 der Reichsversicherungsordnung (BVD) entschä-

digungspflichtiger Unfall habe nicht vorgelegen, ferner

sei der Anspruch nach 5 1546 EVO ausgeschlossen°

Im Verfahren vor dem Sozialgericht (SG) machte der Kläger
veltend, er habe sich an die Bundesbahn—Betriebskrankenkasse
Zäöilgericht;

die_Polizei und seinen ihn im Zivilprozeß
'.vertretenden Rechtsanwalt mit der Bitte um Auskunft gewandt,

ob ihm ein versicherungsrechtliCher Entschädigungsanspruch

zustehe; alle diese Stellen hätten ihm erklärt, ein solcher

Anspruch komme nicht in Betrachtbzw° es sei unbekannt,

an welche Stelle sich der Kläger dieserhalb wenden müsse°
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Dies rechtfertige die Anwendung des 5 1547 Abs. ? Nr,2 RVGo

Mit Urteil vom 140 August 1959 hat das SG die Klage abgew

wiesen° In den Bntscheidungsgründen ist ausgeführt, der ’

Kläger habe die Anmeldefrist des @ 1546 RVG nicht gewahrt°

Bei einer sachlich berechtigten Entechädigungsvoraussetzung

könnte der Versicherungsträger selbst dann nicht verpflich—
tet werden, wenn dieser die Verjährungseinrede nicht aus—

drücklich aufrechterhalten würde, weil die Vorschriften

des 5‘1546 EVO die Verwirklichung eines Rechtsanspruches

nicht ermöglichen, wenn nicht die Rechtfertigungsmerkmale

“ des 5 1547 EVO begründet seien. Keiner der Anwendungsfälle
des 5 1547 RVOsei gegeben° Insbesondere sei die Rechtsun—
kenntnis des Klägers nicht als Verhinderung im Sinne des

% 1547 Abs° 1 Nr° 2 BVG anzusehen° Allein schon deswegen
habe der Kläger mit der Verfolgung des Anspruchs gegen

die Beklagte selbst bei sachlicher Berechtigung nicht

zum Zuge kommen können° In der Tatsache, daß der Beklag—

te sich auf @ 1546_RVO berufe, liege zudem insofern kein

Rechtsnachteil für den Kläger, weil nach der Überzeugung

der Kammer ein gesetzlicher Unfallversicherungs—(UV)schutz

in vorliegendem Falle nicht gegeben sei, so daß auch eine

freiwillige Leistung des Beklagten billigerweise nichber—

wartet werden könne, Es scheide insbesondere auch die An—

wendung des 5 557 Nr, 5 c RVG aus, Nach dem unstreitigen
Sachverhalt sei nämlich erwiesen, daß WmésF-im Zeitpunkt

des Erscheinens des.Klägers nicht mehr bedroht gewesen

sei, da Bäs£aä=sich bereits in den Schuppen zurückge20—

gen habe. Vielmehr habe das_Verhalten des Klägers dem
Bä$■ä%:zu einer Abwehrhandlung Anlaß geben müssen, Naeh

I

der.Begründung der Kostenentscheidung folgt die Rechts—

mittclbelehrung, die mit dem Satz beginnt: "Gegen dieses

Urteil ist die Berufung zulässig",

Mit seiner Berufung hat der Kläger erneut auf die un—
‘richtigen Auskünfte der von ihm befragten, nach seiner
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Meinung kompetenten Stellen_hingewiesena Ferner hat er
geltend gemacht, man dürfe das Geschehen am Unfallabend

nicht in einzelne Phasen zerreißen, sondern müsse es im

Zusammenhang betrachten; dann sei aber an der Anwendbare

keit des 5„537 Nr° 5 c RVOnicht zu zweifelno Weil dies
der Fall sei, stelle die Berufung des Beklagten auf

5 1546 EVO einen Rechtsmißbrauch dar, wie auch das Bundes"

sozialgericht (BSG) zu dieSer Vorschrift entschieden habe
' (BSG 10, es)° Deshalb könne dem Kläger die verspätete An—l

spruchsanmeldung nicht entgegengehalten werden° Bei seiner

’ Entscheidung habe das SG mithin entgegen der Rechtsprechung
nicht berücksichtigt, daß der Entschädigungsanspruch

aus

—der UV nicht in jedem Fall wegen Versäumnis der Anmelde-

frist vernéiht werden dürfe° Sachlieh setze sich das Ur—

teil auch in eindeutigen Widerspruch zu dem Beweisergeb-
nis im Zivil— und Strafverfahren, indem es die Feststel-

'
lung treffe, der Kläger habe B??äéfiAnlaß zur Abwehrhande

{lung gegeben°

th der mündlichen Verhandlung vor dem Landessozialgericht

(LSG) hat der Kläger auf Befragen erklärt, er habe sich

hinsichtlich der Frage, ob ihm UV—Schutzauf Grund der
EVO zustehe, bei einem Träger der gesetzlichen UV oder
bei einem Versicherungsamt nicht erkundigt° Das LSG hat

.durch Urteil vom 13. Januar 1961 die Berufung des Klägers

als unzulässig verworfen: Die Berufung sei durch 5 145

Nr. 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGS) ausgeschlossen,

da sie einen wegen Fristversäumnis abgelehnten Antrag be—

troffen und der Kläger weder im Verwaltungs— noch im

Klageverfahren einen der Ausnahmetätbestände des $ 1547

RVO schlüssig behauptet habe (SozR SGG % 145 Da 5 Nr° 6)°

Für 5 1547 Abs° 1„ Nr° 1 EVO ergebe sich von vornherein

kein Anhaltspunkt. Auch ein Ausnahmefall nach Nr° 2 die—

ser Vorschrift sei vom Kläger nicht schlüssig'vorgebracht

werdeno Rechtsunkenntnis des Verletzten sei unerheblich°

Fehlerhafte Auskünfte amtlicher Stellen könnten durednnn

1
1
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eine Verhinderung im Sinne des @ 1547 Abs° ? Nr; 2 RVG bei

wirken, wenn es sich um zur Auskunftserteilung berufene

Stellen handele; diese seien nur ein Versicherungsamt oder

irgendein Träger der UV, nicht dagegen die vom Kläger ange»

gebenen Stellen, nämlich Krankenkasse, Polizei, LG und

Rechtsanwalt, da diese Stellen nicht in 5 1549 Rvo aufge—
führt seieno

Auch aus 5 150 SGGkönne die Statthaftigkeit der Berufung
nicht hergeleitet werden° Die falsche Rechtsmittelbelehw

' rung des SG bedeute keine Zulassung gemäß 5 150 Nr° 1 SGG„
,Einen wesentlichen Verfahrensmangel des SG habe der Klä—

ger nicht wirksamgerügt° Die Frage, ob das Verfahren des
.SG an einem wesentlichen Mangel leide, sei vom sachlich—

rechtlichen Standpunkt des SG aus zu beurteilen, Das SG
sei davon ausgegangen, daß der Anspruch des Klägers schon

wegen verspäteter Anmeldung und Fehlens der Voraussetzun—

gen des 5‘1547 EVO zu verheinendséi, ungeachtet einerchl-

tendmachung durch den Beklagten und einer sachlichen Ana

spruchsberechtigung. Dieser Standpunkt treffe zwar im Hin—

blick auf die BSG—Rechtsprechung nicht zu, weil der Ein»

wand des UV-TrägerS verzichtbar und jeweils unter dem
Gesichtspunkt des Ermessensmißbrauchs

zu überprüfen sei

(BSG 10, 88)O_Der Umstand, daß das SG Trier sich mit die-

sem Grundsatz nicht befaßt habe, betreffe den Inhalt sei—

ner Entscheidung und nicht sein Verfahren. Gerade weil
sich_das SG im Ergebnis ausschließlich auf die Fristver—

säumnis gestützt habe, ohne hierbei auf das Vorliegen der

Voraussetzungen des 5 537 Nr° 5 c entscheidend abzustel—

lcn , fehle es an einem wesentlichen Mangel des Verfahrens

gemäß 5-?50 Nr° 2 SGG° Tatsächlich habe sich zwar —wie '
der Kläger mit Recht gerügt habe — das SG zu den Zeugen—

aussagen im Straf— und Zivilprozeß in Widerspruch gesetzt;

‚dieser Verfahrensvcrstoß sei aber nichtwesentlicho Denn

auf die Frage, ob der Vorgang vom 160 Oktober 7954 als
entschädigungspflichtiger Unfall gelte, sei es dem SG gar @
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nicht angekommen. Seine Ausführungen hier2u bedeuteten nur,

daß es dem Kläger nebenher noch darlegen wollte, er könne

auch aus sachlich=rechtlichen Gründen keine Entschädigung
beanspruchen° Das SG habe diese Frage insbesondere auch

nicht unter dem Gesichtspunkt des Ermessensmißbrauchs bei.

vfdem Einwand aus 5 1546 RVG geprüft° Vielmehr habe es klar

. ersichtlich den Standpunkt vertreten, der Anspruch des Kläw

('gers sei durch die Fristversäumnis — auch ohne Einwand des

1 Beklagten — untergegangen und der Versicherungsträger habe

mangels eines Rechtsanspruch3 des Klägers eine Leistungsu

'igewährung lediglich unter dem Gesichtspunkt der Billigkeit

zu prüfen, Hiernach sei den Ausführungen des SG nicht
zu

eentnehmen, es habe an den Gesichtspunkt des Rechtsmiß——
brauche gedacht und etWa einen Rechtsmißbrauch verneinen

wollen, in welchem Falle allerdings der angeführte Verfahw

‘rensmangel des SG als wesentlich anzusehen wäre° @ 150
‚Nr, 3 SGG schließlich sei von vornherein unanwendbar° Das

“LSG hat die Revision zugelassen° " ‘

‚Gegen das am 13. März 1961_zugestellte Urteil hat der Klä—
‚ger am 6° April 1961 Revision eingelegt°

In der am 8° April 1961 eingegangenen Revisionsbegründung

macht der Kläger geltend, das LSG hätte statt des Prozeß-

urteils ein Sachurteil fällen müssen. Die Berufung sei

_nicht durch 5 145 Nr° 1 SGGausgeschlossen gewesen, da der
"Kläger sich zutreffend auf den Ausnahmefall des @ 1547 Absä

Nr° 2 EVO berufen habe, Der schlüssigc Vortrag eines

solchen Ausnahmetatbestands sei in der Behauptung des Klä—

. gers zu erblicken, von der Krankenkasse und dem Zivilges

richt habe er seinerzeit unzutreffende Rechtsbelehrungen

erhalten° Unrichtige Auskünfte dieser Stellen bewirkten

eine Verhinderung im Sinne des 5 1547 Abs, 1'Nr° 2 RVO°

'Weiter trägt die Revision vor, das LSG habe Verjährung

und Ausschlußfrist verwechselt° Der Beklagte habe sein Er—

_ 7 „
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messen bei dem Einwand des Ablaufs der Ausschußfrist miß—=

braucht, da die Frage der sachlichen Anspruchsberechti—

gung nur unzureichend gewürdigt und falsch entschieden

worden sei° Irrtümlich habe das LSG die Prüfung des Er—
messensmißbrauchs als sachlich—rechtliche Frage behan—

delt und zu Unrecht angenommen, das SG habe dem Kläger nur
zusätzlich und nebenbei sagen wollen, daß sein_Anspruch

nicht bloß verspätet angemeldet, sondern auch unbegrün—

.det sei, Hier sei die Frage, ob der Anspruch sachlich
berechtigt War, zugleich eine Verfahrensfrage, "denn

die Zulässigkeit der Berufung wurde verneint, weil der

Ermessensmißbrauch verneint ist, und der Ermessensmiß—

brauch ist verneint, weil die Frage der sachlichen Anesiai

spruchsberechtigung fehlerhaft entschieden wurde° Die

Reihe dieser Irrtümer bedeutet einen wesentlichen Ver—

fahrensverstoß"° Der Kläger beantragt,

\unter Aufhebung der angefochtenen Ent«

scheidungen die Beklagte zu verurteilen,

dem Kläger Entschädigung für den Verlust

des Sehvermögens auf seinem linken Auge

zu gewährén‚.

Der Beklagte beantragt Zurückweisung der Revision, Ab_

weichend vom LSG vertritt er die Ansicht, das SG habe

die Frage des Ermessensmißbrauchs zu 5 1546 EVO doch ge—

prüft, aber — mit Recht — einen Ermessensmißbrauch ver—

neint, da der Entschädigungsan5pruch unbegründet sei°

Diese Frage sei matefiell—rechtlicher Natur. Im übrigen

pflichtet der Beklagte dem angefochtenen Urteil beio

110

Die Revision ist statthaft und zulässig, Sie hatte auch

insofern Erfolg, als es bei dem vom LSG gefällten Pro—

zeßurteil nicht bewenden konnteo
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Die Zulässigkeit der im'Seétember 1959 eingelegten Be—

' rufung ist nach 5 145 Nr° 1 SGG in der Fassung des am
1° Juli 1958 in Kraft getretenen Zweiten Gesetzes zur
Änderung des SGG vom 250 Juni 1958 zu beurteilen° Danach

ist in Angelegenheiten der UV die Berufung nicht zulässig,

wenn sie Anträge betrifft, die wegen Versäumung der Aus«

sohlußfrist ($ 1546 RVG) abgelehnt wurden, es sei denn,
daß die Ausnahmefälle des 5 1547 RVG geltend gemacht wer—

den° Die Berufung des Klägers, die vom SG mit dem bloßen

Hinweis in der Rechtsmittelbelehrung nicht gemäß 5 150
Nr° 1 SGG zugelassen worden War (vgl, BSG 4, 261), betraf

einen Entschädigungsantrag, der
wegen Versäumung der Aus—

schlußfrist abgelehnt wurde, Dem steht nicht entgegen,

daß der Beklagte den Ablehnungsbescheid vom 24, April 1959

sowohl auf die Fristversäumnis als auch auf die Annahme

gestützt hat, bei dem streitigen Unfall des Klägers habe

es sich nicht um einen nach $ 557 Nr, 5 RVO entschädigungs
pflichtigen Unfall gehandelt° Die Berufung richtete sich

gegen das Urteil des SG; dieses aber hatte die Klage

allein Schon wegen der Versäumung der Ausschlußfrist ab—

gewissen° Mit Recht hat das LSG die — allerdings ziemlich

unklar gefaßten
— EntscheidungSgrunde des SG so verstanu

den, daß es dem SG auf die Frage, ob der Vorgang vom 160
Oktober 1954 als entsehädigungspflichtiger Unfall gelte,

nicht entscheidend angekommen sei und daß das SG nur ne—
benher dem Kläger noch darlegen wollte, sein Entschädi—

gungsanSpruch sei auch materiell nicht begründet°

Bei der Prüfung, ob sich die Statthaftigkeit der Berufung

aus dem letzten Halbsatz des % 145 Nr, 1 SGG herleiten

läßt, ist das LSG mit Recht davon ausgegangen, daß diese

Vorschrift_die schlüssige Behauptung eines Ausnahmefalles

des 5 1547 EVO voraussetzt (vgl° BSG 16, 7, 10; SozR SGG
@ 145 Bl° Da 5 Nr° 6)° Zutreffend hat das LSG auch ange»
nommen, daß Unkenntnis der Rechtsvorschriften oder ihrer

Anwendunggrundsätzlich keinen außerhalb des Willens des

' 11
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Berechtigten liegenden Umstand im Sinne des 5 1547 Abs° 1
Nr° 2 BVG darstellt (vgl° BSG aaO)° Dagegen pflichtet der

erkennende Senat nicht dem von LSG vertretenen Standpunkt

bei, unrichtige Rechtsauskünfte könnten eine Verhinderung

im Sinne des © 1547 Abs; 1 Nr° 2 EVO nur bewirken; wenn
sie dem Berechtigten von einem Versicherungsamt oder einem

UV—Träger erteilt worden seien° Diese Auslegung ist zu eng°

In der Rechtsprechung des Reichsversicherungsamts (BVA)

ist eine Verhinderung des Berechtigten an der rechtzei—

tigen Anmeldung durch außerhalb seines Willens liegende

Verhältnisse anerkannt werden, wenn ihn zur Auskunftser—
teilung beruféne Personen oder Dienststellen durch un—

richtige Rechtsbelehrungen_V0n der Verfolgung seiner An—

sprüche abgehalten heben (Vglo Rum 21, 381, 386; RVG-Mit-

glKomm Bd° 1, 2° Aufl° Anmo 7 zu 5 1547)o Der Kreis der

"berufenen" Auskunftsstellen ist nicht —wie das LSG an—
genommenhat —auf die in 9 1549Abso 1 avo aufgeführten ’
Versicherungsämter und UV»Träger beschränkt; denn % 1549

EVO bedeutet lediglich eine Ergänzung des @ 1546 RVO und
steht insofern allerdings der von der Revision vorgetra—

genen weiteren Auslegung des Begriffs "Versicherungsträ—

ger" in @ 1546 Abs° 1 Satz 1 EVO entgegen° Hiervon wird

indessen der Kreis der für 5 1547 Abs° 1 Nr. 2 EVOin
Betracht kommenden Auskunftstellen nicht berührto‘Viel—

mehr ist dieser Kreis unter dem Gesichtspunkt abzugren—

zen, daß es sich um Stellen handeln muß, die vermöge

ihrer nahen Beziehung zur Feststellung der Unfallent-

schädigung allgemein geeignet erscheinen, dem Verletzten

oder Hinterbliebenen fachkundige und deshalb zuverlässi—

ge Belehrungen zu erteilen° Das EVA hat dieses Erforder—
nis nicht als erfüllt angesehen bei einem vom Verletzten
konsultierten Rechtsanwalt (vgl° EuM aa0)° Polizeidienst-

stellen und auch — entgegen der von der Revision vertrete—

nen Ansicht — die ordentlichen Gerichte können im Hinblick

auf ihre die UV allgemein nicht berührenden Funktionen
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gleichfalls nicht ohne weiteres als berufene Auskunft—

stellen angesehen werden° Anders Verhält es sich hingegen

mit den Trägern der Krankenversicherungo Zwar wird durch

eine Anspruchsanmeldung bei der Krankenkasse der Ablauf

der Anmeldefrist nicht unterbrochen (BVA EuM 15, 361)‚ wohl
aber kann eine unrichtige Belehrung, welche die Kranken—
kasse dem Verletzten erteilt hat, eine Verhinderung der

rechtzeitigen Anmeldung durch außerhalb seines Willens lies

gende Verhältnisse bedeuten° Eine Krankenkasse ist nämlich

“als maßgebliche Auskunftstelle für Fragen der Unfallent—

schädigung anzusehen, da sie in vielfacher Hinsicht mit

dem Träger der UV auf diesem Aufgabengebiet eng zusammen—

arbeitet° Abgesehen von der ihr gesetzlich eingeräumten
Prozeßstandschaft (@ 1511 RVG, vgl° BSG 7, 195) ist sie

insbesondere dadurch zur verantwortlichen Mitwirkung im

Aufgabenbereich der UV berufen, daß sie die Träger der UV

bei der Durchführung der UV zu unterstützen (5 1501 RVG}

und ihnen Erkrankungsfälle anzuzeigen hat9 sobald anzu«
'

nehmen ist, daß die Krankheiten Folgen von Arbeitsunfällen

sind (@ 1503 Abs° 1 RVG); dies setzt voraus, daß die Kran—
kenkasse selbständig beurteilt, ob der zur Erkrankung füh—

rende Sachverhalt die rechtlichen Merkmale eines unter UV==

Schutz stehenden Unfalls aufweist° Auch in den Bestimmun—

gen des RVA über die Unterstützungspflicht der Kranken—

kassen gegenüber den Trägern der UV vom 19° Juni 1936

(AN 1936, 195) ist diese Einbeziehung der Krankenkassen

in die Durchführung der UV—Entschädigung deutlich zum Aus—

druck gelangt (vgl. insbesondere @5 2 und 5 aaO)° Ange==
siehts dieser engen Beziehungen zum

Tätigkeitsberéich*f

der UV ist in einer Krankenkasse grundsätzlich eine be—

rufene Stelle zu erblicken, auf deren Auskunft zu Fragen

der Unfallentschädigung sich der bei ihr ratsuchendé Vere

sicherte im allgemeinen verlassen-darf. Ob dies auch für

Auskünfte sonstiger "Sozialleistungsträger" (so Rohwer—

_Kahlmann, SGG—Kommo,Anm„_1ß zu @ 145)}gilt, braucht aus
15

_ 11 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 11 -

Anlaß dieses Falles nicht geprüft zu werden,

Zu Unrecht hat somit das LSG dem Vorbringen des Klägers im
Verfahren des ersten und zweiten Rechtszugs,ö er sei von
der Bundesbahn-Betriebskrankenkasse falsch belehrt worden,

von vornherein keine Bedeutung bei der Prüfung des 9 1547
Abs. 1 Nr° 2 RVG beigelegt° Die Revision hebt insoweit

zutreffend die Ausführungen des Klägers in seinem Schriftw
satz vom 10° Juni 1959 hervor, mit denen der Kläger be—

hauptet hatte, der Sachbearbeiter der Krankenkasse habe

ihm erklärt, die Beantragung einer Rente sei nicht mög—
lich, zunächst müsse der Kläger den Ausgang des Straf—

verfahrens abwarten und dann gegebenenfalls den Täter

für den Schaden haftbar machen° In diesem Vorbringen

hätten die Tatsacheninstanzen die schlüssige Behaup—

tung eines Ausnahmefalls nach @ 1547_Abs„ 1 Nr° 2 BVG
erblicken müssen° Sie wären hierdurch verahlaßt gewe—

sen, nähere Ermittlungen anzustellen über Zeitpunkt,

inhalt und Tragweite des vom Kläger angegebenen Ge"

sprächs mit dem Sachbearbeiter der Krankenkasse. Erst

danach konnte beurteilt werden, ob der Kläger mit Erfolg '
' eine Verhinderung im Sinne des 5 1547 Abs, 1 Nr° 2 RVG

geltend gemacht hat° Die Statthaftigkeit der Berufung

auf Grund des 5 145 Nr° 1 letzter Halbsatz SGG mußte

jedoch schon auf Grund der schlüssigen Behauptung des

Klägers bejaht werden° '

Die Revision ist somit begründet, ohne daß es noch ei—

ner Stellungnahme zu den übrigen Revisionsvorbringen

bedarf° Denn es erscheint nicht ausgeschlossen, daß

das LSG, wenn es die Berufung des Klägers als statt—
haft behandelt, auch in der Sache selbst zu einem dem

Kläger günstigeren Ergebnis gelangt°

Dem Senat war eine Entscheidung in der Sache selbst
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mangels ausreichender Feststellungen nicht möglich; diel"

“Sache mußte daher an das LSG_zurückverwiesen werden (5 170
Abs. 2 Satz 2 SGG); diesem wird auch die Entscheidung
über die außérgeriChtlichen Kosten des Revisionsverfahrens

. obliegen. ' "
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